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Bonn, den 9. September 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. ; Tankstellenverträge 

Bezug; Kleine Anfrage 182 der Abgeordneten Illerhaus, 
Dn Sdhöne und Genossen 
- Drucksadle 1471 - 


Zu der Kleinen Anfrage 182 nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu 1 a) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Treibstoff gesell schäften 
mit ihren Tankstellenverwaltern Verträge abschließen, deren Be- 
stimmungen großenteils an die Verträge angelehnt sind, welche zur 
Zeit der Bewirtschaftung üblicherweise mit den Tankstellenbetreibcrn 
geschlossen wurden. Die frühere „Zentralbüro für Mineralöle GmbH” 
(ZB), an der alle bedeutenden Mineralöl gesellschaften beteiligt waren, 
schloß selbst keine Tankstellenverträge ab, nahm vielmehr nur die 
Rechte und Pflichten ihrer Gesellschafter aus den von diesen ab- 
geschlossenen einzelnen Tankstellenverträgen wahr. Diese Verträge 
stammten zum großen Teil aus der Zeit vor der Bewirtschaftung. 
Auch während der Dauer der Bewirtschaftung wurden die von den 
einzelnen Treibstoff- Firmen abgeschlossenen Verträge den bisher 
üblichen Verträgen angeglichen. Nach Auflösung des ZB, ab 
1. April 1951 waren die bis dahin dem ZB angehörenden Firmen 
bestrebt, sich die Vorteile einer straffen Regelung des Mineralöl- 
vertriebs zu erhalten. Im Verfolg dieser Bestrebungen wurden bei 
den Neuabschlüssen von Tankstellenverwalterverträgen die früheren 
Vertragsmuster angewandt. Diese Praxis hat zu einer weitgehenden 
Angleichung der Tankstellenverträge geführt. 

Zu 1 b) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Tankstellenverträge oft 
eine einseitige Kündigungsklausel zugunsten der Treibstoff-Firmen 
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auch dann enthalten, wenn mit ihnen keine Dahrlehenshergabe 
verbunden ist. Derartige, lediglich die eine Vertragspartei begünsti- 
gende Vertragsbestimmungen sind meistens Indiz für das Bestehen 
einseitiger Marktmacht. Die Aufhebung bzw. Verhütung von Verträgen, 
durch welche der stärkeren Partei wirtschaftlich nicht gerechtfertigte 
Vorteile gesichert werden und die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit 
der Vertragsbeteiligten oder Dritter unbillig eingeschränkt wird, ist 
ein in vielen wirtschaftlichen Bereichen auftretendes Rechtsproblem, 
dessen Lösung durch § 13 (Aufhebung der Verträge) des Regierungs- 
entwurfs eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen - Druck- 
sache 1158 - angestrebt wird. 

Soweit eine Darlehensgewährung nicht erfolgt, darf bei der Beurtei- 
lung der Vertragsklauseln allerdings nicht übersehen werden, daß 
die Treibstoff-Firma auch im Interesse des Tankstellenbetreibers 
nicht unerhebliche Kosten aufwendet, wie z. B. durch die Gewährung 
verlorener Baukostenzuschüsse, den Ausbau der Zufahrten, das Zur- 
verfügungstellen von Spezial geräten und die Ausbildung des Personals. 
Außerdem werden oft Bürgschaften für Bankkredite zugunsten des 
Tankstellenbetreibers gegeben. 

Zu 1 c) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Tankstellenbetreiber zur 
Einhaltung der von den Treibstoffgesellschaften vor geschriebenen 
End Verkaufspreise verpflichtet werden. Diese sogenannten Preisbin- 
dungen zweiter Hand werden bei Markenwaren und Verlagserzeug- 
nissen weitgehend vorgenommen. Nach dem alliierten Kartellrecht 
waren solche Bindungen ursprünglich gemäß Art. I Nr. 1, 2 in 
Verbindung mit Art. V Nr. 9 Buchstabe c Abs. 1 des Gesetzes 
Nr. 56 der amerikanischen Militärregierung bzw. der Verordnung 
Nr. 78 der britischen Militärregierung unzulässig. Durch ihre Ver- 
lautbarung vom 18. November 1952 (sogenannter WIllner-Brief) hat 
jedoch die damalige amerikanische Kartellbehörde in Übereinstimmung 
mit der entsprechenden britischen Behörde im voraus eine beschränkte 
Anpassung an die nach Verabschiedung des geplanten deutschen Kartell- 
gesetzes zu erwartende Rechtslage ermöglicht. Nach dieser Verwal- 
tungsanweisung werden Vereinbarungen über die Einhaltung von 
Wiederverkaufspreisen insoweit nicht nach den Vorschriften der 
Kartellgesetze verfolgt, als die Voraussetzungen erfüllt sind, welche 
im Regierungsentwurf eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen für solche Übereinkommen gefordert werden. Die bezüg- 
lichen Vorschriften sind in den §§ 10, 11, 12 des Entwurfs enthalten. 
Sofern sich die in Tankstellenverträgen vereinbarten Preisbindungs- 
klauseln für Kraftstoffe im Rahmen der genannten Bestimmungen 
halten, werden sie als kartellrechtlich zulässig angesehen werden 
können. Zu berücksichtigen ist überdies, daß der Verkauf durch 
den Tankstellenbetreiber allgemein im Namen und für Rechnung 
der Treibstoff-Firma erfolgt. 
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Zu 1 d) 


Der Bundesregierung Ist bekannt, daß die Treibstoff-Gesellschaften 
Ihre Erzeugnisse zugleich an regelmäßig beziehende Großverbraucher 
auch unmittelbar unter Gewährung von Mengenrabatten liefern. Ob 
und Inwieweit durch die Direktbelieferung von Großverbrauchern 
Rückwirkungen auf den Bezug über das Tankstellennetz eintreten, 
wird nur durch Untersuchung des Einzelfalles festzustellen sein. 
Tatsache ist, daß der Anteil der Tankstellen am Gesamtumsatz von 
Vergaserkraftstoffen seit Kriegsende trotz erheblicher Bemühungen 
der Gesellschaften um das Direktverbrauchergeschäft prozentual 
nicht unerheblich gestiegen Ist. 


Zu 1 e) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß In den Tankstellenverträgen 
die Verwalter in der Regel zum ausschließlichen Vertrieb von 
Motorenölen der Treibstoff-Firma zu von ihr festgesetzten Preisen 
verpflichtet werden. Das Motorenöl geschäft an der Tankstelle wird 
In der heutigen Praxis weitgehend als Bestandteil des Tankstellen- 
geschäfts angesehen und mehr und mehr nach denselben Grund- 
sätzen wie das Treibstoffgeschäft betrieben. 

Soweit die Bundesregierung festsrellen konnte, wird in derartige 
Verpflichtungen der Verkauf von sogenanntem Autozubehör — d. h. 
von Bedarfsartikeln des Kraftfahrzeugverkehrs — nur In selteneren 
Fällen und nur von einigen Vertriebsfirmen einbezogen. Gelegent- 
lich beziehen sich solche Verpflichtungen auch auf erst künftig in 
das Verkaufsprogramm der Mineralöl gesellschaften aufzunehmende 
Artikel. Ersatzteile werden, falls der Tankstelleninhaber gleichzeitig 
Automobilvertreter ist. Im allgemeinen unmittelbar aus der Auto- 
mobilbranche bezogen. Das Entsprechende gilt für Autoreifen. 
Obwohl Fälle der Zwangseinwirkung auf Grund derartiger Ver- 
pflichtungen nicht bekannt geworden sind, beobachtet das Bundes- 
wirtschaftsministerium seit langem das häufige Auftreten solcher 
Vertragsbestimmungen mit Sorge und hat die Frage der Zulässig- 
keit von Ausschließlichkeitsklauseln wiederholt zum Gegenstand von 
Besprechungen mit Kreisen der Mineralöl Wirtschaft gemacht. 


Zu 2) 

Soweit Tankstellenverträge mit solchen Ausschließlichkeitsklauseln 
die Tankstelleninhaber in Ihrer wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit 
unbillig einschränken oder den Wettbewerb durch unzulässige Preis- 
und Vertriebsbindungen beeinträchtigen, sind sie nach Ansicht der 
Bundesregierung mit den Grundsätzen einer sozialen Marktwirtschaft 
nicht vereinbar. 
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Die Bundesregierung wirkt seit Jahren darauf hin, die Freiheit des 
Wettbewerbs, die wirtschaftliche Unabhängigkeit und die soziale 
Gerechtigkeit zu sichern. In Verfolg dieser Wirtschaftspolitik hat 
die Bundesregierung u. a. dem Hohen Hause den Entwurf eines 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorgelegt, das gegen- 
über dem bisher geltenden Kartellrecht verbesserte Eingriffsmöglich- 
keiten gegen gewisse wettbewerbsbeschränkende Praktiken eröffnen 
soll. In den §§ 10 bis 14 dieses Entwurfs hat die Bundesregierung 
die ihrer Meinung nach notwendige Grenze für die Anwendungs- 
möglichkeit bestimmter beschränkender Klauseln aufgezeigt. Danach 
kann sich beim Vorliegen solcher Klauseln der im Regelfall wirt- 
schaftlich schwächere Vertragsteil oder der außenstehende Dritte, 
der durch solche Vertragsbestimmungen in seiner wirtschaftlichen 
Bewegungsfreiheit unbillig eingeschränkt wird, gegen derartige Ein- 
schränkungen zur Wehr setzen. Bei Vorliegen der in dieser Gesetzes- 
bestimmung normierten Voraussetzungen wird die Kartellbehörde 
solche Verträge für unwirksam erklären und den Abschluß neuer 
entsprechender Verträge untersagen können. 


Zu 3) 

Soweit die Bundesregierung unterrichtet ist, hat die höchstrichterliche 
Rechtsprechung in den normalen Tankstellenverträgen der einzelnen 
Treibstoff-Firmen bislang „Knebel Verträge” — das sind sittenwidrige 
Geschäfte im Sinne des § 138 des Bürgerlichen Gesetzbuchs — 
nicht erblicken können. Da jedoch das Kriterium der Sittenwidrigkeit 
offensichtlich nicht ausreicht, gewissen durch mangelnden Wettbewerb 
hervorgerufenen Ersdieinungen übermäßiger wirtschaftlicher Macht 
wirksam zu begegnen, hat die Bundesregierung im Entwurf eines 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen außer den vorstehend 
unter 2) genannten Gesetzesbestimmungen den Erlaß solcher 
gesetzlichen Vorschriften vorgeschlagen, welche die Kartellbehörde 
in den Stand setzen, bei marktbeherrschenden Unternehmen den 
Abschluß von Verträgen zu untersagen, die bei der Preisstellung 
oder in den Geschäftsbedingungen eine mißbräuchliche Ausnutzung 
der marktbeherrschenden Stellung erkennen lassen. Diesbezügliche 
Vorschriften sind in den §§ 17 ff. des Entwurfs enthalten. 

Zu 4) 

Die Formulierung in Nr. 4 Abs. 2 der amtlichen Begründung zu 
§13 des Entwurfs eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
lautet: 


„ . . . Sehr oft ist nämlich der durch eine Ausschließlich- 
kcitsklausel gebundene Vertragsteil selbst in seiner wirtschaft- 
lichen Entwicklung nicht gehemmt; der Inhaber einer Tank- 
stelle, der nur Erzeugnisse einer Herstellerfirma verkaufen 
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darf, findet dabei ein ausreidiendes Einkommen; ebenso der 
Großhandel, der Markenartikel nur an bestimmte Einzelhändler 
liefern darf.” 

Es handelt sich hier, wie aus dem Zusammenhang ohne weiteres 
erkennbar wird, nicht um eine Rechtfertigung der Ausschließlich- 
keitsverträge; die zitierten Sätze der Begründung stellen lediglich 
klar, daß bei der Beurteilung der Zulässigkeit der im § 13 genannten 
einschränkenden Vertragsklauseln nicht nur die wirtschaftliche Situ- 
ation der Vertragspartner betrachtet werden darf, sondern auch die 
wirtschaftliche Situation außenstehender Dritter, die sich auf dem 
betreffenden Markte betätigen, untersucht werden muß. Die wirt- 
schaftliche Situation des Tankstellenbetreibers hat nach den Erfah- 
rungen der Bundesregierung bisher nur in Ausnahmefällen einen 
Angriff gegen die seine wirtschaftliche Dispositionsfreiheit einschrän- 
kenden Bestimmungen der im § 13 genannten Art erlaubt, während 
gerade die an dem Vertrags Verhältnis nicht unmittelbar Beteiligten 
behaupten, durch das Ausmaß der angewandten beschränkenden 
Klauseln im Wettbewerb auf dem betreffenden Markt wesentlich 
beeinträchtigt zu werden. 

Es ist Ziel des vor geschlagenen Gesetzes, die Wettbewerbsfreiheit 
schlechthin aufrechtzuerhalten und zu sichern. 


Dr. Dr. h. c. Erhard 
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